
Grundschuld als Sicherungsmittel Rechnung tragen. Es sollte
sichergestellt werden, dass der Eigentümer einem eventuellen
Zweiterwerber der Grundschuld die sicherungsvertraglichen
Gegenrechte vollumfänglich entgegenhalten kann.87 Zu diesem
Zweck sind daher nach der Gesetzesänderung auch sicherungs-
vertragliche Einreden beachtlich, deren Tatbestand im Zeit-
punkt der Übertragung noch nicht vollständig verwirklicht ist.
Es ist also – entgegen der bisher h.M.88 – nicht mehr notwendig,
dass die jeweiligen Einreden vor der Übertragung vollständig
entstanden sind. Es reicht aus, wenn die Gegenrechte im Siche-
rungsvertrag angelegt sind.89 Dies folgt unmittelbar aus dem
Wortlaut des § 1192 Ia BGB, der davon spricht, dass sich die
Einreden lediglich „aus dem Sicherungsvertrag ergeben“ müs-
sen, was eine sprachliche Modifikation gegenüber § 1157 BGB
darstellt, der von „zustehen“ spricht.90 Die Neufassung ermög-
licht somit vor allem die Geltendmachung einer vollständigen
oder teilweisen Tilgung der gesicherten Forderung nach Über-
tragung der Grundschuld.91

Überdies ist § 1192 Ia 2 BGBzu beachten.Dieser schließt die
Möglichkeit eines redlichen einredefreien Erwerbs i.S.v. § 1157
II BGB in Bezug auf sicherungsvertragliche Gegenrechte expli-
zit aus.92 Die bisher h.M. zu dieser Thematik wollte einen
solchen redlichenErwerb hingegen ermöglichen.93Dieser sollte
auch nicht bereits ausscheiden, wenn der Zweiterwerber den
Sicherungscharakter der Grundschuld kannte. Bösgläubigkeit
wurde nur angenommen, wenn er daneben auch Kenntnis vom
Bestehen der konkreten Einrede hatte.94 Der redliche einrede-
freie Erwerb hatte somit unter altem Recht relativ großzügige
Voraussetzungen.95 Heute scheidet er unabhängig von der Red-
lichkeit des Erwerbers aus.96 Auch wenn diesem nicht bewusst
ist, dass es sich überhaupt um eine Sicherungsgrundschuld han-
delt, muss er sich die Einreden aus dem Sicherungsvertrag ent-
gegen halten lassen.97 Grundschulden, deren Erwerb nach dem
Inkrafttreten des Risikobegrenzungsgesetzes am 19.08.2008
abgeschlossen ist (vgl. Art. 229, § 18 II EGBGB), können somit
auch sicherungsvertragliche Gegenrechte entgegengesetzt wer-
den, selbst wenn deren Tatbestand erst nach der Übertragung
vollständig erfüllt ist. Ferner ist bei diesen ein gutgläubiger
einredefreier Erwerb ausgeschlossen, soweit es sich um siche-
rungsvertragliche Gegenrechte handelt.98 Für Altfälle bleibt es
hingegen bei der bisherigenRechtslage.99

Nicht von § 1192 Ia BGB betroffen sind überdies Gegen-
rechte, die sich nicht aus dem Sicherungsvertrag ergeben.100
Dies sind zum einen bestandsvernichtende bzw. -verändernde
dingliche Einwendungen.101 Zum anderen solche eigentümer-

bezogenen Einreden, die nach Abschluss des Sicherungsver-
trags getroffen werden, wie beispielsweise ein Moratorium.102
Hier bleibt es bei den allgemeinen Vorschriften. Ein redlicher
einredefreier Erwerb ist mithin möglich.103

Bestandsvernichtende
dingliche Einwendungen

Eigentümerbezogene
Einreden 

Beziehen sich die Einwendungen 
auf das dingliche Recht, gilt 
§ 1192 I BGB i.V.m. §§ 891ff. 
BGB. Einwendungen, die die 
Forderung betreffen, sind hier 
als eigentümerbezogene Einre-
den zu beachten.

§ 1157 S. 2 BGB gilt nur für 
solche, die nicht aus dem SV 
folgen. Für Einreden aus dem 
SV ist ein redlicher einredefrei-
er Erwerb nach § 1192 Ia BGB 
ausgeschlossen.

Schuldnerbestimmte
Einreden

Einreden der Gestaltbarkeit

§ 1138 BGB gilt nicht; da es sich 
konzeptionell um eigentümer-
bezogene Einreden aus dem SV 
handelt (siehe die Zelle oben 
rechts), ist ein redlicher einre-
defreier Erwerb nach § 1192 Ia
BGB ausgeschlossen.

§ 1138 BGB gilt nicht; da es sich 
konzeptionell um eigentümer-
bezogene Einreden aus dem SV 
handelt (siehe die Zelle oben 
rechts), ist ein redlicher einre-
defreier Erwerb nach § 1192 Ia
BGB ausgeschlossen.

87 BT-Drucks. 16/9821, S. 16.
88 BGHZ 85, 388 (390); Baden JuS 1977 75 (76); a.A. RGZ 91, 218 (225).
89 BT-Drucks. 16/9821, S. 16; Wellenhofer JZ 2009, 1079 (1082); Baur/Stürner (Fn. 5)

§ 45 Rn. 67 a; Staudinger/Wolfsteiner (Fn. 13) § 1192 Rn. 43.
90 Auch wenn der Wortlaut nicht ganz eindeutig formuliert ist, so folgt diese Aus-

legung aus der klaren Intention des Gesetzgebers. Vgl.: BT-Drucks. 16/9821, S. 16 f.
91 BT-Drucks. 16/9821, S. 17.
92 BT-Drucks. 16/9821, S. 16.
93 BGHZ 59, 1 (2); 103, 72 (82); MüKo-BGB/Eickmann (Fn. 6) § 1191 Rn. 91 ff.;

Baur/Stürner (Fn. 7) § 45 Rn. 66; Staudinger/Wolfsteiner (Fn. 13) § 1157 Rn. 25.
94 BGHZ 59, 1 (2); MüKo-BGB/Eickmann (Fn. 6) § 1191 Rn. 91 f.
95 Baur/Stürner (Fn. 7) § 45 Rn. 61.
96 Dies hat zu deutlicher Kritik in der Literatur geführt, die insbesondere das höhere

Schutzniveau zur Verkehrshypothek für rechtsdogmatisch verfehlt hält oder die
einen Verlust der Verkehrsfähigkeit der Grundschuld prognostiziert. Vgl. etwa:
Baur/Stürner (Fn. 7) § 45 Rn. 61; Staudinger/Wolfsteiner (Fn. 13) § 1192 Rn. 32.
Anders beispielsweise: Wellenhofer JZ 2009, 1079 (1085).

97 BT-Drucks. 16/9821, S. 17.
98 MüKo-BGB/Eickmann (Fn. 6) § 1191 Rn. 91.
99 Hierzu kritisch Vorwerk NJW 2009, 1777 (1780), der bedauert, dass keine Beweis-

lastumkehr für Altfälle in das Gesetz aufgenommen worden ist.
100 BT-Drucks. 16/9821, S. 17.
101 Baur/Stürner (Fn. 7) § 45 Rn. 61; Vieweg/Werner (Fn. 3) § 15 Rn. 103.
102 Wellenhofer JZ 2009, 1079 (1082).
103 Vieweg/Werner (Fn. 3) § 15 Rn. 103.
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& SACHVERHALT
Karl Kopper (K) betreibt in Jena ein unter der Firma „Kfz-Kopper, Internationale Transporte,
Handel mit Kfz-Teilen und Zubehör aller Art“ im Handelsregister eingetragenes einzelkauf-
männisches Unternehmen. Da K kurz vor seinem 70. Geburtstag steht, möchte er sich von
dem Unternehmen trennen. Zu diesem Zweck veräußert er das Unternehmen am 01.01.2006
aufgrund eines formgültigen Vertrages an die AB-OHG, vertreten durch ihre Gesellschafter A
und B. Die Beteiligten gingen dabei so vor, dass das Unternehmen aufgrund von Abwicklungs-
schwierigkeiten Stück für Stück auf die AB-OHG übertragen wurde. Für einen Zeitraum von
3 Monaten traten beide Unternehmen werbend am Markt auf, bevor K seine Tätigkeit plan-
mäßig, endgültig und vollständig einstellte. Das neue Unternehmen wurde mit Zustimmung
des K im Handelsregister unter der Firma „Kfz-Kopper Transport und Logistik OHG“ einge-
tragen.

In den nächsten Monaten müssen A und B feststellen, dass sie sich mit dem Erwerb des
Unternehmens übernommen haben. Sie benötigen zusätzliches Kapital und treten aus diesem
Grund an die Kaufleute C und D sowie den Landwirt E heran, die sie als Kommanditisten
gewinnen können. C beteiligt sich am 01.04.2006 an dem Unternehmen mit einer Hafteinlage
in Höhe von 100.000 €, die er sofort erbringt. Zusätzlich zahlt er vereinbarungsgemäß ein
Aufgeld (Agio) in Höhe von 50.000 €, das die Eigenkapitalbasis des Unternehmens stärken
soll. D beteiligt sich am 01.05.2006 an dem Unternehmen mit einer Hafteinlage von 100.000 €,
die er in Höhe von 50.000 € erbringt. E beteiligt sich am 01.06.2006 mit einer voll eingezahlten
Hafteinlage von 100.000 €.

Trotz dieser Finanzspritze entwickeln sich die Geschäfte des Unternehmens in den darauf
folgenden Jahren schlecht. Das Unternehmen erzielte ausschließlich negative Jahresergebnisse,
die in der Bilanz stets zutreffend ausgewiesen waren. Dies hat zur Folge, dass die Kapital-
konten der Kommanditisten durchweg negativ ausfielen und der jeweils auf C, D und E
entfallene Verlustanteil die Hafteinlage vollständig aufzehrte. Um Schadensbegrenzung für ihre
Kommanditisten zu betreiben, zahlt das Unternehmen am 01.04.2009 das Aufgeld in Höhe
von 50.000 € an C zurück. Außerdem erhält die solvente D-GmbH, deren alleiniger Gesell-
schafter und Geschäftsführer Kommanditist D ist, am 01.05.2009 von dem Unternehmen ein
angemessen verzinstes, aber unbesichertes Darlehen in Höhe von 50.000 €. An E zahlt das
Unternehmen am 01.06.2009 einen Betrag in Höhe von 50.000 € als Gewinnvorauszahlung.
Zu diesem Zeitpunkt hat E keine Kenntnis von den wirtschaftlichen Schwierigkeiten des
Unternehmens und nimmt an, dass die Ausschüttung seinem Gewinnanteil entspricht.

Am 01.12.2009 meldet sich Ersatzteillieferant X und macht eine Kaufpreisforderung in
Höhe von 100.000 € geltend, die aus verschiedenen Ersatzteillieferungen im Jahre 2005 an K
resultieren; fällig war die Forderung Anfang 2006. Da weder die Gesellschaft noch A und B
solvent erscheinen, möchte X nun C, D und E in die Haftung nehmen. Die Kommanditisten
wenden ein, dass die Forderung allein K betreffe. Zudem machen sie geltend, dass K – was
zutrifft – bei der Veräußerung des Unternehmens infolge einer schweren Erkrankung unter
erheblichem Medikamenten- und Betäubungsmitteleinfluss gestanden habe und der Kaufver-
trag daher ungültig sei. Im Übrigen berufen sich die Kommanditisten auf Verjährung. Zudem
macht D geltend, dass Darlehensgewährungen im neuen GmbH-Recht wesentlich erleichtert
worden seien; für die KG könne nichts anderes gelten. Jedenfalls habe aber nicht er selbst,
sondern eine andere Gesellschaft das Darlehen erhalten.

Nehmen Sie bezogen auf den 12.12.2009 gutachterlich zu den geltend gemachten Ansprü-
chen des X gegen C, D und E Stellung.

Lösung

A. ANSPRUCH DES X GEGEN C
X könnte gegen C einen Anspruch auf Kaufpreiszahlung in Höhe von 100.000 € aus § 433 II
BGB i.V.m. § 25 I 1 i.V.m. §§ 171 I, 172 I, IV 1, 173 I HGB haben.

Klausurtipp: Die Bearbeiter können auch mit einer eigenen Verbindlichkeit des C beginnen, müssen
diesen Prüfungspunkt aber schnell verneinen, da zwischen X und C kein Vertrag geschlossen worden ist.
In Betracht kommt eine Haftung allein aufgrund der Kommanditistenstellung des C.

I. Kaufvertrag zwischen X und K
Zwischen X und K ist im Jahre 2005 ein Kaufvertrag i.S.d. § 433 BGB über verschiedene
Ersatzteillieferungen zustande gekommen. Aus dem Kaufvertrag resultiert gem. § 433 II BGB
eine Kaufpreisforderung, die X nach Fälligkeit Anfang 2006 gegen K geltend machen kann.

Kaufpreisforderung gegen K

ÜBUNGSBLÄTTER STUDENTEN · EXAMINATORIUM KLAUSUR ZIVILRECHT · „KFZ-KOPPER“

9/2011 659

Ü
B
U
N
G
SB

LÄ
TT

ER
ST

U
D
EN

TE
N


